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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter DDr. KINZLBAUER, LL.M. als Einzelrichter tber die Beschwerde des XXXX,
geb. XXXX, StA. Pakistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 13.06.2013, ZI. 13 05.793-EAST OST, zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird gemaf? 88 68 Abs. 1 AVG 1991, BGBI. I Nr. 51/1991 idgF, 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 BGBI | 2005/100
idgF als unbegrindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an:

1. Bisheriger Verfahrenshergang

1.1. Der Beschwerdefihrer (BF), ein pakistanischer Staatsbirger, stellte am 19.07.2011 einen Antrag auf
internationalen Schutz in Osterreich, wobei er vorerst den Namen XXXX gebrauchte und am XXXX alias XXXX geboren
zu sein. Den ersten Antrag begrindete der BF im Wesentlichen wie folgt:

Die terroristische Organisation "Lakshere Taiba" hatte nach dem Tod des XXXX gewollt, dass er nunmehr bei dieser
Organisation mitarbeite und kampfe. Er habe dies abgelehnt und es seien immer wieder Mitglieder dieser
Organisation zu ihm nach Hause gekommen und ihn aufgefordert, mitzukommen und zu kdmpfen. Weil die Mutter
dies nicht wollte, habe er beschlossen, Pakistan zu verlassen.
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1.2. Mit Bescheid des Bundesasylamtes (BAA) vom 28.10.2011, ZI.: 11 07.423-BAl, wurde der Asylantrag des
Asylwerbers gemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen, zugleich wurde ihm im Spruchpunkt Il. gemalR§ 8 Abs. 1 AsylG
der Status des subsididren Schutzberechtigten im Bezug auf seinen Herkunftsstaat Pakistan nicht zuerkannt. Im
Spruchpunkt Ill. wurde er gemaR§ 10 Abs. 1 AsylG aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan

ausgewiesen.

1.3. Die dagegen erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 05.03.2012, ZI. E9 422.471-
1/2011/5E, gemalR 8 3 Abs. 1, 8 8 Abs. 1 und§ 10 Abs. 1 AsylG 2005 als unbegrindet abgewiesen und der

Beschwerdefihrer aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan ausgewiesen.

Dieses Erkenntnis erwuchs mit 11.04.2012 in Rechtskraft.

1.4. Am 03.05.2013 stellte der Beschwerdefihrer verfahrensgegenstandlichen zweiten Antrag auf internationalen
Schutz, wobei er den Namen XXXX alias XXXX alias XXXX, geb. XXXX alias XXXX alias XXXX angab.

1.5. Anlasslich des gegenstandlichen Asylverfahrens hat der BF bei der am 04.05.2013 durchgefiihrten Erstbefragung
vom SPK Schwechat, die in dieser Niederschrift ersichtlichen Angaben gemacht.

Am 14.05.2013 wurde ihm durch Mitteilung gem.§ 29 Abs. 3 Z. 4 AsylG 2005 zur Kenntnis gebracht, dass beabsichtigt
ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz aufgrund entschiedener Sache gem. 8 68 Abs. 1 AVG zurlickzuweisen. Den
Erhalt dieser Mitteilung hat er durch Unterfertigung bestatigt.

1.6. Mit Bescheid vom 13.06.2013, ZI. 13 05.793-EAST OST, wies das Bundesasylamt den Asylantrag vom 3.5.2013
gemald § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurtick und wies den Beschwerdefihrer gemaR§ 10 Abs. 1 Z 1
AsylG 2005 aus dem o&sterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan aus. Der Bescheid wurde dem Beschwerdefihrer
am 13.06.2013 personlich ausgefolgt.

Beweiswirdigend wurde ausgefuhrt, dass der Beschwerdefuhrer sich im nunmehrigen Asylantrag auf dieselben
Beweggrinde wie in dem bereits rechtskraftig entschiedenen vorangegangenen Verfahrensgang bezogen habe. Er
habe sich zur Ganze auf seine urspringlich vorgebrachten Fluchtgriinde gestutzt, welche bereits von der Rechtskraft
des Erstverfahrens erfasst seien und dazu ausgefuhrt:

betreffend die Feststellungen zu den Grunden fur lhren neuen Antrag auf internationalen Schutz:

"Sie bezogen sich im nunmehrigen Verfahren betreffend lhre Motivation lhr Heimatland verlassen zu haben bzw.
betreffen Ihrer Griinde, weswegen Sie nicht mehr nach Pakistan zurtickkehren kénnten, auf dieselben Beweggriinde
wie in dem bereits rechtskraftig entschiedenen vorangegangenen Verfahrensgang. Somit stlitzen Sie sich zur Ganze
auf lhre ursprunglich vorgebrachten Fluchtgriinde, welche bereits von der Rechtskraft Ihres Vorverfahrens erfasst sind.
Eine wesentliche Anderung lhrer Griinde haben Sie auch selbst nicht dargstellt. Ihre Angaben stellen somit einen
unveranderten Sachverhalt dar, weswegen sich zum jetzigen Zeitpunkt auch hinsichtlich der im Erstverfahren
getroffenen Feststellung der Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Pakistan
ebenfalls keine Anderung ergeben hat und diese daher nach wie vor fiir zul3ssig erachtet wird.

Zur Begrundung lhres gegenstandlichen Asylverfahrens brachten Sie vor, dass in der Zwischenzeit Ihre Probleme mehr
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geworden seien. Diese Leute der Organisation hatten auch der Mutter Probleme gemacht und diese sei wegen Stress
gestorben. Wie bereits im Vorverfahren ersichtlich ist, brachten Sie damals schon vor, aus Angst vor dieser
Organisation geflohen zu sein.

Eine neue Sachentscheidung ist nicht nur bei identem Begehren auf Grund desselben Sachverhaltes, sondern, wie sich
aus 8 69 Abs 1 Z 2 AVG ergibt, auch im Fall desselben Begehrens auf Grund von Tatsachen, die schon vor Abschluss
des Vorverfahrens bestanden haben, ausgeschlossen.

Durch den normierten Grundsatz "Ne bis in idem" soll eine nochmalige Auseinandersetzung mit einer bereits
entschiedenen, abgehandelten Sache, abgesehen von den Fallen der 88 68 Abs. 2 bis 4, 8 69 und 8 71 AVG nicht
erfolgen.

Ob ein neuerlicher Antrag wegen gednderten Sachverhaltes zulassig ist, darf nur anhand jener Griinde gepruft werden,
welche die Partei in erster Instanz zur Begrindung ihres Begehrens geltend gemacht hat (bzw. welche als allgemein
bekannt anzusehen sind, vgl. z.B. VwGH 07.06.2000, 99/01/0321); in der Berufung gegen den Zuruckweisungsbescheid
durfen derartige Griunde nicht neu vorgetragen werden (vgl. zB VwSlg. 5642 A/1961; 23.05.1995, 94/04/0081;
15.10.1999, 96/21/0097; 04.04.2001, 98/09/0041; 25.04.2002, 2000/07/0235), wobei fiir die Prifung der Zuladssigkeit des
Zweitantrages von der Rechtsanschauung auszugehen ist, auf die sich die rechtskraftige Erledigung des Erstantrages
grundete (VWGH 16.7.2003, 2000/01/0237, mwN).

Bei der Prufung der Identitat der Sache ist von dem rechtskraftigen Vorbescheid auszugehen, ohne die sachliche
Richtigkeit desselben - nochmals - zu Uberprufen (Hinweis EB E 26.4.1995, 92/07/0197, VwSIg 14248 A/1995); die
Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, dass die von der Behorde einmal untersuchte und entschiedene Sache nicht
neuerlich untersucht und entschieden werden darf. Entschiedene Sache liegt dann vor, wenn sich gegeniber dem
frlheren Bescheid weder die Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt gedndert hat und sich das neue
Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friheren deckt. Eine neue Sachentscheidung ist nicht nur bei identem
Begehren auf Grund desselben Sachverhaltes, sondern, wie sich aus § 69 Abs 1 Z 2 AVG ergibt, auch im Fall desselben
Begehrens auf Grund von Tatsachen, die schon vor Abschluss des Vorverfahrens bestanden haben, ausgeschlossen.
Der Begriff "ldentitdt der Sache" muss in erster Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden,
was bedeutet, dass den behaupteten geanderten Umstanden Entscheidungsrelevanz zukommen muss. Erk. d. VwGH
v.26.2.2004, 2004/07/0014; 12.12.2002,2002/07/0016; 15.10.1999; 9621/9997). Identitat der Sache i.5.d.8 68 Abs. 1
AVG liegt selbst dann vor, wenn die Behdrde in einem bereits rechtskraftig abgeschlossenen Verfahren etwa eine
Rechtsfrage auf Grund eines mangelhaften Ermittlungsverfahrens oder einer unvollstdndigen oder unrichtigen
rechtlichen Beurteilung entschieden hatte (vgl. etwa das Erkenntnis des VwGH vom 08.04.1992, ZI. 88/12/0169, ebenso
Erk. d. VWGH v. 15.11.2000, 2000/01/0184).

Im gegenstandlichen Fall ergibt sich vor dem Hintergrund des Beweisverfahrens, dass kein Sachverhalt hervorkam, aus
dessen glaubwirdigen Kern sich ein Hinweis ableiten lieBe, dass sich nach dem Eintritt der Rechtskraft der o. a.
Erkenntnisse ein neuer relevanter Sachverhalt ergeben hatte, welcher nicht von der Rechtskraft dieser Erkenntnisse
mitumfasst ware. Es liegt somit kein novum productum vor und ist aufgrund des Rechtsgrundsatzes "ne bis in idem"
keine weitere inhaltliche Prifung des Vorbringens vorzunehmen.

Die erkennende Behérde kann sohin nur zum zwingenden Schluss kommen, dass der objektive und
entscheidungsrelevante Sachverhalt unverdndert ist. Es liegt sohin entschiedene Sache im Sinne von § 68 AVG vor.

Die erkennende Behérde kann sohin nur zum zwingenden Schluss kommen, dass der objektive und
entscheidungsrelevante Sachverhalt unverdndert ist. Es liegt sohin entschiedene Sache im Sinne von § 68 AVG vor.
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betreffend die Feststellungen Uber lhr Privat- und Familienleben:

Die oben angeflhrten Feststellungen zu lhrem Privat- und Familienleben ergeben sich aus den durchgefiihrten
Recherchen der erkennenden Behorde bzw. aufgrund Ihrer Angaben im Asylverfahren.

- betreffend die Feststellungen zur Lage in Ihrem Herkunftsland:

Weder aus lhrem Vorbringen im gegenstandlichen Verfahren, noch aus den in den Vorverfahren zugrunde gelegten
Feststellungen zu Ihrem Heimatland, unter BerUcksichtigung von aktualisierten Versionen des im Erstverfahren
verwendeten Quellenmaterials, gehen Hinweise auf eine seit dem rechtskraftigen Abschluss des Erstverfahrens
mafgeblich gednderte Lage in Ihrem Heimatland hervor.

Die Feststellungen zu Ihrem Herkunftsland basieren auf einer Zusammenstellung der Staatendokumentation des BAA.
Diese ist gemal § 60 Abs. 2 AsylG 2005 zur Objektivitat verpflichtet und unterliegt der Beobachtung eines Beirates. Es
ist daher davon auszugehen, dass alle zitierten Unterlagen von angesehenen staatlichen und nichtstaatlichen
Einrichtungen stammen, ausgewogen zusammengestellt wurden und somit keine Bedenken bestehen, sich darauf zu

stutzen.

Die Landerfeststellungen ergeben sich aus den zitierten, unbedenklichen Quellen. Beziglich der von der erkennenden
Behorde getatigten Feststellungen zur allgemeinen Situation in lhrem Herkunftsland ist festzuhalten, dass diese
Kenntnisse als notorisch vorauszusetzen sind. Gemal § 45 Absatz 1 AVG bedurfen namlich Tatsachen, die bei der
Behorde  offenkundig  sind (so  genannte "notorische"  Tatsachen;  vergleiche  Walter/Thienel,
Verwaltungsverfahrensgesetze 13-MSA1998-89) keines Beweises. "Offenkundig" ist eine Tatsache dann, wenn sie
entweder "allgemein bekannt" (notorisch) oder der Behdrde im Zuge ihrer Amtstatigkeit bekannt und dadurch "bei der
Behorde notorisch" (amtsbekannt) geworden ist; "allgemein bekannt" sind Tatsachen, die aus der alltaglichen
Erfahrung eines Durchschnittsmenschen - ohne besondere Fachkenntnisse - hergeleitet werden kénnen (VwGH
23.01.1986, 85/02/0210; vergleiche auch Fasching; Lehrbuch 2 Rz 853). Zu den notorischen Tatsachen zahlen auch
Tatsachen, die in einer Vielzahl von Massenmedien in einer der Allgemeinheit zuganglichen Form lber Wochen hin im
Wesentlichen gleich lautend und oftmals wiederholt auch fiir einen Durchschnittsmenschen leicht Gberprufbar
publiziert wurden, wobei sich die Allgemeinnotorietat nicht auf die bloRe Verlautbarung beschrankt, sondern
allgemein bekannt ist, dass die in den Massenmedien verbreiteten Tatsachen auch der Wahrheit entsprechen.

Im gegenstandlichen Fall ergibt sich auch aus den Feststellungen zur allgemeinen Lage in Pakistan kein neuer
Sachverhalt.

Zur Aktualitat der Quellen, die fur die Feststellungen herangezogen wurden, wird angeflihrt, dass diese, soweit sich die
erkennende Behorde auf Quellen alteren Datums bezieht, aufgrund der sich nicht geanderten Verhaltnisse nach wie

vor als aktuell bezeichnet werden kénnen."

1.7. Der Beschwerdefiihrer erhob fristgerecht am 19.06.2013 Beschwerde, in welcher er nochmals erklarte, in Pakistan
Probleme zu haben. So habe er bereits im Jahre 2011 angegeben, dass der XXXX bei der Lashkar Tayiba Organisation
hochrangiger Offizier gewesen ware. Der XXXX ware bei einem Bombenanschlag getétet worden und nunmehr sollte
er an die Stelle des XXXX treten. Deswegen sei er nach Osterreich gekommen. Trotzdem wére ihm gesagt worden, er
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solle das Land verlassen. Er habe es befolgt und ware in die Schweiz gegangen. Dann ware er wieder von der Schweiz
nach Osterreich zuriickverbracht worden. 2013 héatten die Leute der Organisation seiner Familie sehr viele
Schwierigkeiten gemacht und daraufhin ware die Mutter gestorben. Er wolle nicht nach Pakistan zurtick.

1.8. Die gegenstandliche Beschwerdevorlage langte am 10.07.2013 beim Asylgerichtshof ein.

2. Beweiswurdigung

Der bisherige Verfahrenshergang steht aufgrund der auller Zweifel stehenden und im Verfahren unbeanstandeten
Aktenlage fest. Im nunmehrigen Asylantrag des BF wurden die gleichen Beweggriinde - wie in dem bereits rechtskraftig
entschiedenen vorangegangenen Verfahren - herangezogen. Die Fluchtgriinde finden keine Deckung in der Genfer
Fluchtlingskonvention, da dem Asylvorbringen nicht glaubhaft zu entnehmen ist, dass mit den behaupteten
Drohungen ein Eingriff in die persdnliche Sphare von solch erheblicher Intensitat stattgefunden hat, die geeignet
gewesen waren, eine Verfolgung im Sinne der Fluchtlingskonvention zu bewirken.

Die von der Erstbehérde vorgenommene Beweiswirdigung ist im Sinne der Denklogik und der Denkgesetze in sich
schlUssig und stimmig. Sie steht auch im Einklang mit der Judikatur des VwGH, wonach die Behdrde einen Sachverhalt
grundsatzlich nur dann als glaubwiirdig anerkennt, wenn der Asylwerber wahrend des Verfahrens im Wesentlichen
gleich bleibende Aussagen macht, wenn diese Angaben wahrscheinlich und damit einleuchtend erscheinen und wenn
erst sehr spat gemachte Angaben nicht den Schluss aufdrangen, dass sie nur der Asylerlangung um jeden Preis dienen
sollten, der Wirklichkeit aber nicht entsprechen. Als glaubhaft kdnnten Fluchtgriinde im Allgemeinen nicht angesehen
werden, wenn der AW die nach seiner Meinung einen Asyltatbestand begriindenden Tatsachen im Laufe des
Verfahrens unterschiedlich oder sogar widerspruchlich darstellt, wenn seine Angaben mit den Erfahrung
entsprechenden Geschehnisabldufen nicht vereinbar und daher unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er
malgebliche Tatsachen erst sehr spat im Laufe des Asylverfahrens vorbringt (VWGH 6.3.1996, 95/20/0650).

Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fiihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswulrdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begrtinden, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der hdchstgerichtlichen Judikatur festgelegten
Pramissen fur den Vorgang der freien Beweiswirdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
ausreisekausale Vorbringen im Ergebnis als nicht glaubhaft und asylrelevant qualifiziert.

Der Asylgerichtshof schlieft sich diesen beweiswirdigenden Argumenten des BAA an, dass im gegenstandlichen Fall
kein Sachverhalt hervorkam, aus dessen glaubwirdigem Kern sich ein Hinweis ableiten lieRe, dass sich nach dem
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Eintritt der Rechtskraft des oa. Erkenntnisses ein neuer relevanter Sachverhalt ergeben hatte. Nach der Judikatur des
VWGH ist der bloRe Verweis auf allgemeine Verhdltnisse im Heimatland eines BF fur die Geltendmachung von
wohlbegrindeter Furcht vor Verfolgung nicht ausreichend, wenn nicht vor diesem Hintergrund eine konkrete, den BF
selbst treffende, Verfolgungsgefahr glaubhaft gemacht wird. Diese konnte jedoch nicht erbracht werden.

IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Zustandigkeit

1.1. Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) siebenten
Hauptstlickes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 144a in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes BGBI. | Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Fir den Ubergang zur neuen
Rechtslage gilt:

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhdngige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhangigen Bundesasylsenat anhdngige Verfahren sind vom Asylgerichtshof

weiterzufihren.

1.2. Gem. 8 75 (7) Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 idgF sind am 1. Juli 2008 beim Unabhangigen
Bundesasylsenat anhangige Verfahren vom Asylgerichtshof nach MaRgabe der geltenden Bestimmungen

weiterzufihren:

Im Rahmen der Interpretation des &8 75 (7) ist mit einer Anhdangigkeit der Verfahren beim Unabhéangigen
Bundesasylsenat mit 30.6.2008 auszugehen (vgl. Art. 151 Abs. 39 Z.1 B-VG). Der in der genannten
Ubergangsbestimmung genannte 1. Juli 2008 ist im Sinne der im oa. Klammerausdruck genannten Bestimmung des B-

VG zu lesen.

1.3. Gem. 8 61 Abs. 3 Z. 1 lit. c und Z. 2 AsylG hat im gegenstandlichen Verfahren der AsylGH durch Einzelrichter zu
entscheiden. Im gegenstandlichen Fall ergab sich aus den entsprechenden Bestimmungen der GV des AsylGH die

Zustandigkeit des entscheidenden Einzelrichters.

2. Allgemein

2.1. Gem. § 23 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG),
gedndert durch BGBI. I, Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen



Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr.51, mit der Mal3gabe sinngemal3 anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBI. Nr.51, zur Anwendung gelangt.

2.2. Gemalk 8 66 Abs. 4 AVG hat das erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Es ist berechtigt, im Spruch und in der Begriindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und dem gemal3 den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.

3. Zurtickweisung des Antrages auf internationalen Schutzes wegen entschiedener Sache

3.1. Einleitend ist anzufihren, dass das Bundesasylamt im gegenstandlichen Fall ein mangelfreies, ordnungsgemalles
Ermittlungsverfahren durchfihrte und in der Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung malgebenden Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung
in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehorde hat sich mit dem individuellen Vorbringen
und dem bisherigen Verfahrenshergang auseinander gesetzt. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet keinen
Bedenken.

3.2. GemaR 8 75 Abs. 4 AsylG 2005 begriinden ab - oder zurlickweisende Bescheide auf Grund des Asylgesetzes 1968,
BGBI. Nr. 126/1968, des Asylgesetzes 1991, BGBI. Nr. 8/1992, sowie des Asylgesetzes 1997 in derselben Sache in
Verfahren nach diesem Bundesgesetz den Zurickweisungstatbestand der entschiedenen Sache (8 68 AVG).

3.3. GemalR8 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die aufer den Fallen der 88 69 und 71 AVG die
Abdnderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener
Sache zurtickzuweisen, wenn die Behdrde nicht Anlass zu einer Verfugung gemal3 8 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. Diesem
ausdrucklichen Begehren auf Abanderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut inhaltlich zu
behandeln, die bereits rechtskraftig entschieden ist (VwGH 30.9.1994, 94/08/0183; 30.5.1995,93/08/0207; 9.9.1999,
97/21/0913; 7.6.2000, 99/01/0321).

"Entschiedene Sache" iSd 8 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenuber dem Vorbescheid weder die Rechtslage noch
der wesentliche Sachverhalt geandert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit dem friheren deckt
(VWGH 9.9.1999, 97/21/0913; 27.9.2000, 98/12/0057; 25.4.2002,2000/07/0235). Einem zweiten Asylantrag, der sich auf
einen vor Beendigung des Verfahrens Uber den ersten Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stutzt, steht die
Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VWGH 10.6.1998, 96/20/0266).

3.4. "Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist nur die Frage der RechtmaBigkeit der Zurlckweisung, die
Rechtsmittelbehdrde darf demnach nur darlber entscheiden, ob die Vorinstanz den Antrag zu Recht zurtickgewiesen
hat oder nicht. Sie hat daher entweder - falls entschiedene Sache vorliegt - das Rechtsmittel abzuweisen oder - falls
dies nicht zutrifft - den bekampften Bescheid ersatzlos zu beheben, dies mit der Konsequenz, dass die erstinstanzliche
Behorde, gebunden an die Auffassung der Rechtsmittelbehérde, den Antrag nicht neuerlich wegen entschiedener
Sache zurickweisen darf. Die Rechtsmittelbehdrde darf aber Gber den Antrag nicht selbst meritorisch entscheiden
(VWGH 30.5.1995, 93/08/0207).

Sache des vorliegenden Berufungsverfahrens iSd§ 66 Abs. 4 AVG ist somit nur die Frage, ob das Bundesasylamt zu
Recht den neuerlichen Asylantrag gemaR § 68 Abs. 1 AVG zurlickgewiesen hat.
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3.5. Wird die seinerzeitige Verfolgungsbehauptung aufrecht erhalten und bezieht sich der Asylwerber auf sie, so liegt
nicht ein wesentlich geanderter Sachverhalt vor, sondern es wird der Sachverhalt bekraftigt (bzw. sein "Fortbestehen
und Weiterwirken" behauptet; vgl. VwGH 20.3.2003, 99/20/0480), Uber den bereits rechtskraftig abgesprochen worden
ist. Mit dem zweiten Asylantrag wird daher im Ergebnis die erneute sachliche Behandlung einer bereits rechtskraftig
entschiedenen Sache bezweckt (vgl. VwWGH 7.6.2000, 99/01/0321).

3.6. Ob ein neuerlicher Antrag wegen geanderten Sachverhaltes zuldssig ist, darf nur anhand jener Grinde gepruft
werden, welche die Partei in erster Instanz zur Begriindung ihres Begehrens geltend gemacht hat (bzw. welche als
allgemein bekannt anzusehen sind, vgl. z. B. VwGH 07.06.2000, 99/01/0321); in der Berufung gegen den
Zuruckweisungsbescheid dirfen derartige Grinde nicht neu vorgetragen werden (vgl. zB VwSlg. 5642 A/1961;
23.05.1995, 94/04/0081; 15.10.1999, 96/21/0097; 04.04.2001, 98/09/0041; 25.04.2002,2000/07/0235), wobei fir die
Prifung der Zulassigkeit des Zweitantrages von der Rechtsanschauung auszugehen ist, auf die sich die rechtskraftige
Erledigung des Erstantrages griindete (VWGH 16.7.2003, 2000/01/0237, mwN).

3.7. Der BF begriindete seinen nunmehrigen Antrag auf einen Sachverhalt, welcher bereits von der Rechtskraft des
Erkenntnisses des AGH vom 03.05.2012, ZI. E9 422.471-1/2011/5E, erfasst ist. Dies wird von dem BF einerseits im
Rahmen der Erstbefragung vor einem Organ des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes ausdrtcklich vorgebracht und ergibt
sich aus dem sonstigen Vorbringen des BF. Auch aus den amtswegigen Ermittlungen ergaben sich bei Bericksichtigung
samtlicher Tatsachen keine anderen Hinweise. Der Asylgerichtshof teilt daher die Ansicht des Bundesasylamtes, dass
die Angaben des BF nicht geeignet sind, den Sachverhalt derart zu lagern, dass eine andere Entscheidung getroffen

hatte werden mussen.

3.8. Wenn in der Beschwerde vorgebracht wird, der BF habe nunmehr neue Asylgriinde, die darin bestehen wirden,
dass die Familie des BF von den offensichtlichen Gegnern Schwierigkeiten gemacht worden und die Mutter gestorben
ware, ist festzustellen, dass der BF bereits im ersten Verfahren erklarte, dass er mit dieser Organisation Schwierigkeiten
hatte und auch die Mutter beteiligt gewesen ware. Wenn nun tatsachlich die Mutter des BF bedroht worden ware, ist
anzunehmen, dass dieser Vorfall ausschlieBlich dieser galt. Es ist somit fir den erkennenden Richter nicht ersehbar,
inwiefern der BF hievon betroffen sein sollte. Wenn weiters vorgebracht wird, der BF habe dies durch einen anderen
Pakistani aus seiner Stadt in der Schweiz erfahren, ist festzustellen, dass dies nicht glaubwurdig erscheint, erklart der
BF doch, dass er niemanden mehr in Pakistan hatte, obwohl er erklart die Familie und die Mutter waren nunmehr
bedroht worden.

Unabhangig davon ist jedoch vom Gericht festzustellen, dass auch diese Verbindung zur Lashkar Tayiba - sollte sie
Uberhaupt jemals bestanden haben - bereits im Vorverfahren bestanden hat und somit kein neues Vorbringen
erkennbar ist.

Abschlieend ist vom Gerichtshof aber auch noch festzustellen, dass die Glaubwdirdigkeit des BF als Ganzes nicht
gegeben sei, wurden doch vom BF in seinen bisherigen asylrechtlichen Verfahren verschiedene Identitaten -
verschiedene Namen und verschiedene Geburtsdatenvorgegeben und dies, obwohl der BF bei jeder seiner
Einvernahmen daruber belehrt wurde, die Wahrheit zu sagen. Von einer Person die eine asylrechtliche Verfolgung
beflrchtet, ist zu erwarten, dass sie bestrebt ist, ihre Identitat offen zu legen.

Sofern in der Beschwerde vom Beschwerdefihrer das Ermittlungsverfahren seitens des BAA moniert wird, wird
festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH das Bundesasylamt ein mangelfreies, ordnungsgemalles
Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des
Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung malRgebenden Erwagungen und die darauf gestltzte Beurteilung
in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst hat. Aus dem Wesen der Glaubhaftmachung des
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Vorbringens ergibt sich auch, dass die Ermittlungspflicht der Behdrde durch die vorgebrachten Tatsachen und
angebotenen Beweise eingeschrankt ist (VwGH 29.3.1990, 89/17/0136; 25.4.1990, 90/08/0067). Die Verpflichtung der
Behorde zur amtswegigen Ermittlungspflicht geht nicht so weit, dass sie in jeder denkbaren Richtung Ermittlungen
durchzufuhren hatte, sondern sie besteht nur insoweit, als konkrete Anhaltspunkte aus den Akten (etwa das
Vorbringen der Partei (VwSIg 13.227 A/1990) dazu Veranlassung geben (VWGH 4.4.2002, 2002/08/0221). Es ist in erster
Linie Obliegenheit des Asylwerbers auf Nachfrage alles Zweckdienliche fur die Erlangung der von ihm angestrebten
Rechtsstellung darzulegen (vgl VwGH 16. 12 1987, 87/01/0299; 13. 4. 1988, 87/01/0332; 19. 9. 1990,90/01/0133; 7. 11.
1990, 90/01/0171; 24. 1. 1990, 89/01/0446; 30. 1. 1991,90/01/0196; 30. 1. 1991,90/01/0197; vgl zB auch VwGH 16. 12.
1987, 87/01/0299; 2. 3. 1988, 86/01/0187; 13. 4. 1988, 87/01/0332; 17. 2. 1994,94/19/0774) und glaubhaft zu machen
(VWGH 23.2.1994, 92/01/0888; 19.3.1997,95/01/0525). BloRes Leugnen oder eine allgemeine Behauptung reicht fur
eine Glaubhaftmachung grds. nicht aus (VWGH 24.2.1993, 92/03/0011; 1.10.1997, 96/09/0007).

Auch auf die Mitwirkung des Asylwerbers im Verfahren ist Bedacht zu nehmen (88 15, 18 Abs 2 AsylG 2005) und im
Rahmen der Beweiswirdigung - und damit auch bei der Beurteilung der Glaubhaftmachung - zu berucksichtigen
(FeRI/Holzschuster, Asylgesetz 2005 Kommentar, S 385 mwN auf die Judikatur des VwGH). Wenn es sich um einen der
persénlichen Sphére der Partei zugehdrigen Umstand handelt (zB ihre familidare [VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua],
gesundheitliche [VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002, 2001/20/0601], oder finanzielle [vgl VWGH 15.11.1994,
94/07/0099] Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH
24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).
Wenn Sachverhaltselemente im Ausland ihre Wurzeln haben, ist die Mitwirkungspflicht und Offenlegungspflicht der
Partei in dem MaRe héher, als die Pflicht der Behdérde zur amtswegigen Erforschung des Sachverhaltes wegen des
Fehlens der ihr sonst zu Gebote stehenden Ermittlungsmadglichkeiten geringer wird. Tritt in solchen Fallen die
Mitwirkungspflicht der Partei in den Vordergrund, so liegt es vornehmlich an ihr, Beweise fur die Aufhellung
auslandsbezogener Sachverhalte beizuschaffen (VWGH 12.07.1990, Zahl89/16/0069). Dabei darf in diesem
Zusammenhang aber nicht Ubersehen werden, dass auf Grund der Spezifika eines Asylverfahrens, unbeschadet
dessen, dass es als antragsgebundenes Verwaltungsverfahren nach dem Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz
abgefuhrt wird, die Anforderungen an einen Asylwerber insbesondere bei der Beschaffung von Bescheinigungsmitteln
auf Grund von fluchttypischen Sachzwéangen nicht tGberzogen werden dirfen. Dennoch sieht der das asylrechtliche
Ermittlungsverfahren zum Inhalt habende § 18 Asylgesetz 2005 keine Beweis- bzw. Bescheinigungslastumkehr
zugunsten des Beschwerdefiihrers vor, sondern leuchtet aus den erlauternden Bemerkungen der Regierungsvorlage
zu dieser Bestimmung hervor, dass in dieser Bestimmung lediglich explizit darauf hingewiesen wird, dass das
Asylverfahren den fundamentalen Prinzipen des Verwaltungsverfahrensrechts, insbesondere dem Prinzip der
materiellen Wahrheit und dem Grundsatz der Offizialmaxime nach § 39 Absatz 2 AVG, folgt. Eine Uber 8§ 37 und 39
Absatz 2 AVG hinausgehende Ermittlungspflicht normiert § 18 Asylgesetz nicht (vgl. schon die Judikatur zu § 28 AsylG
1997, VWGH 14.12.2000, Zah12000/20/0494). Dem BF ist es nicht gelungen, der Beweiswirdigung des Bundesasylamtes
dermal3en konkret und substantiiert entgegen zu treten, dass Zweifel an der Beweiswirdigung des Bundesasylamtes
aufgekommen waren. Da somit weder aus dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren noch aus
den Ausfuhrungen des BF ein substantiierter Hinweis auf einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher nicht
festgestellt werden.

Der Gerichtshof stellt zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche seitens der belangten Behdrde zur Feststellung
der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat herangezogen wurden, fest, dass es sich hierbei aus der
Sicht des AsylGHs einer ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen
Ursprunges bediente, welches es ermoglichen, sich ein moglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat
machen zu kdnnen. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefihrt, dass zwar in nationalen Quellen
rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veroffentlichung davon ausgehen muss,
dass sie den Behdrden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurtckhaltung
geubt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fir die ausldndische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch
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andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat
verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch
far die behauptetermalen Verfolgten unterstellt werden kann.

Hingegen findet sich  hinsichtlich  der  Uberlegungen zur  diplomatischen  Zurlickhaltung  bei
Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen
Ursprunges. Der Organisationszweck dieser Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage der
Menschenrechtslage aufzudecken und falls laut dem Daflrhalten -immer vor dem Hintergrund der hier
vorzunehmenden inneren Quellenanalyse- der Organisation ein solches Defizit vorliegt, dies unter der Heranziehung
einer entsprechenden Wortwahl ohne diplomatische Ricksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen
-allenfalls unter teilweiser AuRerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung
der Vorfalle, aus welchen gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu flhrt,
dass auch in Bezug auf Staaten, welche bemiht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Daflirhalten des
erkennenden Gerichts auch Osterreich zu zédhlen ist] eine &hnliche Wortwahl gefunden wird (vgl. beispielsweise
wortliche Wiedergabe einer Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Osterreich:
"Misshandlungen durch die Polizei und der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung.

Weitere Schwerpunkte der Kritik sind rassistische Ubergriffe,

FuBtritte, Schlage und demutigende Rituale vonseiten der Polizei

sowie die Verabschiedung des neuen Asylgesetzes, das bestimmte
Kategorien von Asylwerbern vom Asylverfahren ausschlie3t." bzw.
dieselbe Quelle, Jahresbericht 2008: "Asylsuchende wurden
routinemaRig in Haft genommen und Migranten ohne Beachtung ihrer
familidaren Bindungen und privaten Situation abgeschoben. Das System
zur Kontrolle von Hafteinrichtungen war weder unabhangig noch
umfassend. Personen, die in Polizeigewahrsam misshandelt wurden,
sowie Angehdrige bei Todesfallen in Haft erhielten nur in
geringfugigem Mal3e Wiedergutmachung und Entschadigung ... Die
schlechten Haftbedingungen nahmen das Ausmal3 von Misshandlungen an,
und die Asylsuchenden erhielten weder umgehend noch regelmaRig
Zugang zu einem Rechtsbeistand." Dieselbe Quelle, Jahresbericht
2009: "... Die Behorden versagten beim Schutz von Asylsuchenden und
Migranten. ... Die Behérden machten sich weiter Gesetzesllcken

zunutze und wiesen Migranten und Asylsuchende aus, ohne ihre Familiensituation und ihr Privatleben angemessen zu
bericksichtigen. Im Oktober kurzte das Innenministerium die Finanzierung fir die Rechtsberatung von Asylsuchenden
erheblich, die ausschlieBlich von Nichtregierungsorganisationen geleistet wird. Dieselbe Quelle, Themenpapier vom
4.5.2009: "In einem aktuellen Bericht dokumentiert Amnesty International Félle von rassistischem Verhalten und
Misshandlungen durch die sterreichische Polizei. Migrantinnen und Angehorige ethnischer Minderheiten werden von
der Polizei oft anders behandelt, als Angehdrige der Bevolkerungsmehrheit. Die in dem Bericht aufgefiihrten Beispiele
reichen von offenem rassistischem Verhalten durch einzelne Polizeibeamtinnen bis zu Fallen, in denen
Exekutivbeamtinnen bewusst oder unbewusst Angehorige ethnischer Minderheiten gegenuber weillen
Osterreicherlnnen benachteiligen.

Die Haufigkeit der Vorfalle legt den Verdacht nahe, dass es sich hierbei nicht um Ausnahmen, sondern um ein
strukturelles Problem der ¢sterreichischen Justiz handelt. Besonders problematisch ist das wiederholte Versagen der



Justiz bei der Ahndung von rassistischer Diskriminierung durch Polizeibeamte: In den meisten Fallen entgehen
Taterlnnen einer angemessenen Strafe und werden von ihren administrativen und politischen Vorgesetzten 6ffentlich
unterstutzt. Es besteht die Gefahr, dass dadurch der Eindruck entsteht, Rassismus zdge keine Konsequenzen nach sich.
Amnesty International fordert daher, Vorwdirfe rassistischen Verhaltens, durch die Polizeibeamtinnen genau zu
untersuchen, im Falle einer Bestatigung entsprechend zu ahnden sowie grundsatzlich bei Polizisten das Bewusstsein
far diskriminierendes Verhalten zu steigern) Reduziert man die hier erdrterten Schilderungen seitens NGOs zur Lage
im festgestellten Herkunftsstaat unter Beachtung der soeben getroffenen Ausfiihrungen auf den objektiven
Aussagekern, ergeben sich die vom erkennenden Gericht getroffenen Feststellungen in Bezug auf die Kernaussagen im
Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau. Der Asylgerichtshof konnte sich daher bei der Feststellung des
Ermittlungsergebnisses auch auf die streckenweise wortliche Zitierung dieser Quellen beschranken.

Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter
Berucksichtigung der Aktualitat und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer
Gesamtschau Aktualitat zu (vgl. Erk. d. VWGHSs. vom 9. Marz 1999, ZI. 98/01/0287 und sinngemal im Zusammenhang
mit Entscheidungen nach § 4 AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni
2000, ZI. 99/01/0210).

Der Gerichtshof sieht daher keine Veranlassung, die im Verfahren eingefiihrten Berichte nicht entsprechend zu

bewerten.

Die Annahme des Bundesasylamtes, dass hinsichtlich der im Erstverfahren getroffenen Feststellungen der Zulassigkeit
der Zuriickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung nach Pakistan keine Anderungen ersichtlich sind, wurde durch
die Ausfliihrungen in den Landerfeststellungen zur allgemeinen Lage in Pakistan nicht widerlegt.

Hierzu wird im Lichte des Erk. d. VwGH vom 19.2.2009, ZI. 2008/01/0344 Folgendes erwogen:

Der BF stellte einen Antrag auf internationalen Schutz. Als Antrag auf Internationalen Schutz ist das - auf welche Weise
auch immer artikulierte - Ersuchen eines Fremden in Osterreich, sich dem Schutz Osterreichs unterstellen zu dirfen;
der Antrag gilt als Antrag auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten und bei Nichtzuerkennung des Status des
Asylberechtigten als Antrag auf Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten (§ 2 Z. 13 AsylG).

Im gegenstandlichen Fall ist daher nicht nur zu prifen, ob in Bezug auf Spruchpunkt | des Erstbescheides entschiedene
Sache vorliegt, sondern es ist eine solche Prufung auch in Bezug auf Zuerkennung von subsididarem Schutz
durchzufihren, wobei entschiedene Sache vorliegt, wenn kein neuer, unter die Tatbestande des § 8 (1) letzter Halbsatz
zu subsumierender Sachverhalt ("wenn eine Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder
Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich
bringen wirde") vorliegt.

Hieraus ergibt sich folgender PrifungsmalRstab:

Bereits 8 8 AsylG 1997 beschrankte den Prufungsrahmen in Bezug auf die Refoulementprufung (nunmehr Prafung der
Voraussetzungen der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten) auf den "Herkunftsstaat" des
Asylwerbers (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende
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Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als dass auch hier der Status des subsidiar Schutzberechtigten im Hinblick auf
den Herkunftsstaat nicht zuzuerkennen ist.

Art. 2 EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschuitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenuber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemalle Festnahme durchzufihren oder das Entkommen einer ordnungsgemal festgehaltenen

Person zu verhindern;

¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdrtcken."

Art. 3 EMRK lautet:

"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groBe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des &ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufugung einer Demutigung oder Entwirdigung von besonderem Grad zu

verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthdlt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.



Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begrinden, wenn stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dass der betroffene Person im Falle seiner
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wurde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MaRnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fur viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehorde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
des Beschwerdefhrers zu berlcksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs
fallen. Als Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der
EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fir ein "ausreichend reales
Risiko" fur eine Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser
Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des
Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor

Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex:

"Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden,
4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet (vgl fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR
146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against
Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aulRer
Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art. 3 EMRK fuhren {EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-Fall"),
Europ. Kommission fir Menschenrechte: B.B. gegen Frankreich, 9.3.1998, Nr. 30930/96; In seiner sonstigen, dem in die
Literatur unter der "St. Kitts-Fall' bekannten Fall nachfolgenden Rechtsprechung hat der EGMR (unter
Berucksichtigung der jeweils gegebenen konkreten Umstande) -bezogen auf eine Erkrankung des Beschwerdeflhrers-
in keinem Fall eine derart auBergewdhnliche - und damit vergleichbare - Situation angenommen (vgl. z.B. (S.C.C. gegen
Schweden, Nr. 46553 /99 [HIV-Infektion beim Vorhandensein von Verwandten und grundsatzlicher Behandelbarkeit im
Herkunftsstaat], EGMR 10.11.2005, Paramsothy gegen die Niederlande [Erkrankung an Posttraumatischem
Stresssyndrom], EGMR 10.11.2005, Ramadan gegen die Niederlande, Nr. 35989/03 [Erkrankung an Depression, teils
mit psychotischer Charakteristik], EGMR 27.09.2005, Hukic gegen Schweden, Nr. 17416/05 [Erkrankung am Down-
Syndrom], EGMR 22.09.2005, Kaldik gegen Deutschland, Nr. 28526 [Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom
mit Selbstmordgefahr], EGMR 31.05.2005, Ovdienko gegen Finnland, Nr. 1383/04 [Erkrankung an schwerer Depression
mit Selbstmordgefahr], EGMR 25.11.2004, Amegnigan gegen die Niederlande, Nr. 25629/04 [HIV-Infektion], EGMR
29.06.2004, Salkic gegen Schweden, Nr. 7702/04 [psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen], EGMR
22.06.2004, Ndangoya gegen Schweden, Nr. 17868/03 [HIV-Infektion], EGMR 06.02.2001, Bensaid gegen Vereinigtes
Konigreich [Erkrankung an Schizophrenie]) und zeigt somit -auch Uber den Themenbereich der Erkrankung des
Beschwerdefiihrers hinaus die hohe Eintrittsschwelle von Art. 3 EMRK in jenen Fallen, in denen keine unmittelbare
Verantwortung des Abschiebestaates vorliegt}.

Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdeflihrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und
ernsthaften Gefahr schliissig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53,
S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete



Weise belegt werden.

Rein spekulative Beflurchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben beziglich moglicher Verfolgungshandlungen (vgl. EKMR,
Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfuhrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit als mdglich-
Informationen vorzulegen, die der Behdrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei zugehdrigen Umstand handelt (zB ihre familiare (VwWGH
14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601) oder finanzielle (vgl
VwWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl
auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002,
2002/18/0279).

Voraussetzung fur das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen
Stellen zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsguter vorliegt oder dass
im Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit
zu rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in 8 50 Abs. 1 FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware (vgl. VwGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der Beschwerdeflihrer vernunftiger Weise (VWGH 9.5.1996, ZI95/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Gber die bloRe Moglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden mafigeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Gewahrung von subsididarem Schutz somit aus.

Hinweise auf das sonstige Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot,
Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.

Da sich der Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Bericksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
nicht festgestellt werden, dass fur den Beschwerdeflhrer als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes besteht.

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat des Beschwerdeflhrers in wesentlichen Bereichen als
problematisch darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte standige Praxis grober,
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offenkundiger, massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des
UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter 8 50 FPG subsumierbaren Sachverhalt betroffen zu sein.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage kann ebenfalls bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Bestehen eines unter 8 50 FPG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in den Personen des Beschwerdefiihrers begriindete Rickkehrhindernisse kénnen bei Berilcksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Situation des Beschwerdefiihrers wird weiters festgestellt, dass dieser im Herkunftsstaat Uber eine
hinreichende Existenzgrundlage verfugt (Familie). Bei dem Beschwerdefliihrer handelt es sich um einen jungen,
mobilen, nicht invaliden und arbeitsfahigen Menschen. Der Beschwerdefuhrer gehort keinem Personenkreis an, von
welchem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf seine individuelle Versorgungslage schutzbedurftiger darstellt als
die Ubrige Bevdlkerung, welche ebenfalls flr ihre Existenzsicherung aufkommen kann. Ebenso steht es dem BF frei,
eine Beschaftigung bzw. zumindest Gelegenheitsarbeiten anzunehmen oder das - wenn auch nicht sonderlich
leistungsfahige - Sozialsystem seines Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen. Es steht dem BF aber auch frei, sich in
einem der GroRstadte Pakistans eine neue Existenz aufzubauen und seine im Ausland erworbenen Fahigkeiten
gewinnbringend einzusetzen.

Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung ist jedenfalls davon auszugehen, dass der Beschwerdefuhrer im Falle einer
Rickkehr nach Pakistan in der Lage ist, seine dringendsten Lebensbedirfnisse zu befriedigen und nicht Gber
anfangliche Schwierigkeiten hinaus in eine dauerhaft aussichtslose Lage geraten.

Aufgrund der getroffenen Ausfiihrungen ist davon auszugehen, dass die Beschwerdeflihrer nicht verniinftiger Weise
(VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen mussen, in deren Herkunftsstaat mit einer Uber die bloRe Moglichkeit
(z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. Z1.98/01/0262) hinausgehenden mafigeblichen
Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des§ 8 AsylG ausgesetzt zu sein,
weshalb die Gewahrung von subsididren Schutz ausscheidet.

Es liegt letztlich kein neuer, unter die Tatbestdnde des § 8 (1) letzter Halbsatz AsylG zu subsumierender Sachverhalt
vor, weshalb entschiedene Sache vorliegt.

4. Zur Entscheidung Uber die Ausweisung (Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides):

Einleitend ist festzustellen, dass sich aus dem Erk. d. VWGH vom 19.2.2009, ZI. 2008/01/0344 ergibt, dass im
gegenstandlichen Verfahren gem. § 68 (1) AVG jedenfalls das Vorliegen der Voraussetzungen der Verfugung der
Ausweisung zu prufen ist, selbst dann, wenn bereits im Erstbescheid oder einem Vorbescheid eine Ausweisung verfugt
wurde, welche noch nicht konsumiert wurde, da der BF seit dem Zeitpunkt der Verfigung der Ausweisung zu einem
friheren Zeitpunkt das Bundesgebiet nicht verlassen hat (Erk. d. VwGH v.24.2.2003, 2002/21/0101; 30.1.2003,
2002/21/0186). Hieraus ergibt sich im gegenstandlichen Fall folgender Prafungsumfang:

§ 10 AsylG 2005 idgF lautet:
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Gemal 8 10 Abs. 1 Z. 1 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden,
wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird. Ausweisungen nach Abs. 1 sind gemal3 Abs. 2
unzuldssig, wenn diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu
berucksichtigen:

dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu berUcksichtigen:

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

der Grad der Integration;

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

VerstoRe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

Gemal § 10 Abs. 5 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere darauf, ob diese auf
Dauer unzulassig ist, abzusprechen.

So die Durchfiihrung der Ausweisung aus in der Person des Asylwerbers gelegenen Griinden eine Verletzung von Art. 3
EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist gleichzeitig mit der Ausweisung gemal3 § 10 Abs. 3 AsylG
auszusprechen, dass die Durchfiihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben ist.

Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal3 8 10 Abs. 1 Z. 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zuruc
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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